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Organ 
des deutſchen Anwalt⸗ Vereins 


herausgegeben von 


S. Samle, 
königl. Advokat in Ansbach 


und 


8. Johannſen, 
Rechtsanwalt beim kgl. Obertribunal in Berlin. 


Was wir wollen. 


& Die Geſchichte der letzten drei Jahrzehnte unſeres deutſchen 
Vaterlandes drängt auch bei einer nur oberflächlichen Betrachtung 
derſelben Jedem die Wahrnehmung auf, es habe das Gefühl der 
Zuſammengehörigkeit allen deutſchen Stämmen und Berufsklaſſen 
in ſo hohem Grade inne gewohnt, daß, als die Wiedererrichtung 
des deutſchen Reiches erfolgte, daſſelbe ſofort auch eine bereits 
innerlich geeinte Bewohnerſchaft gefunden hat. So waren auch die 
Träger der deutſchen Rechtswiſſenſchaft beſtrebt, eine Einigung auf 
dem Gebiete des Rechtes herbeizuführen und die Stiftung des deut⸗ 
ſchen Juriſtentages im Jahre 1859, ſowie die ganze Reihe ſeiner 
Verhandlungen giebt ein glänzendes Zeugniß von dem Erfolge dieſer 
Bemühungen. Wenn dabei der deutſche Anwaltſtand zahlreich ver⸗ 
treten und wirkſam betheiligt war, ſo liegt der Grund hierfür nahe 
genug, der nämlich, daß vor Allem der Anwalt in der Lage ge⸗ 
weſen iſt, das ganze Miſere der deutſchen Rechtszerſtücklung zu 
Lüberſehen und zu empfinden, wie denn einer der erſten Anträge 
der geweſen iſt, das Bereich der Vollſtreckbarkeit eines Erkennt⸗ 
niſſes über die Grenzen des Einzelſtaates hinaus zu erweitern 

Es war daher kaum anders zu erwarten, als daß, nachdem 
das deutſche Reich plötzlich vor uns erſtand, die deutſche Anwalt⸗ 
ſchaft Schritte that, das collegiale Band unter ſich enger und feſter 
zu knüpfen. In dieſem Sinne wurden auch alsbald Verhandlungen 
zwiſchen den Anwalt⸗Vereinen der zwei größten deutſchen Staaten 
Preußen und Bayern gepflogen, welche auf dem Anwaltstage zu 
Bamberg am 25. Auguſt 1870 in der That zur Stiftung des 
deutſchen Anwalt⸗Vereins geführt haben 

Auf der Bamberger Verſammlung wurde auch die Noth⸗ 
wendigkeit eines literariſchen Organes des Anwalt⸗Vereins an⸗ 
geregt und betont und in Folge dieſer Anregung hat der Vor⸗ 
ſtand die Gründung der „Juriſtiſchen Wochenſchrift“ beſchloſſen. 


Hiermit iſt auch ſchon die Aufgabe bezeichnet, welcher die 


juriſtiſche Wochenſchrift nachzukommen bemüht fein wird: die Hebung 
und Pflege der gemeinſamen Intereſſen des deutſchen Anwaltsſtandes. 
Sie ſieht nun in voller Uebereinſtimmung mit dem Vereins⸗Vor⸗ 
ſtande, das höchſte Intereſſe des Standes darin, daß ihm die geſetz⸗ 
liche und thatſächliche Möglichkeit gewährt werde, energiſch, unab⸗ 
hängig und würdig die anwaltſchaftlichen Berufszwecke zu erfüllen. 
Führt ſchon dieſer nächſte Zweck der Wochenſchrift nothwendig 

zu der Inbetrachtnahme eines Theiles der beſtehenden und bevor⸗ 
ſtehenden Reichsgefetzgebung, ſteht ferner das ganze Weſen der an⸗ 
waltſchaftlichen Thätigkeit in innigem Zuſammenhange mit der 
Conſtruction des bürgerlichen Rechtsverfahrens, ſowie, wenn auch 
10 minderem Grade, des Rechtes überhaupt, iſt endlich die Advo⸗ 
5 wohl deshalb berufen, über alle bedeutenden Geſetzes⸗ 
0 erlen ihre Stimme abzugeben, weil ſie vorzugsweiſe in der 
5 ge iſt, die Wirkungen eines Geſetzes auf das Leben zu erkennen, 
ei auch das Organ des deutſchen „Anwalt⸗Vereins“ wie 
11 igt ſo verpflichtet, Erörterungen über die Reichsgeſetzgebung 

Vedi ihrer Beſprechungen zu ziehen. 

betreffend Geſichtspunkte, welche uns bei den die Auwaltſchaft ſpeciell 
haben 7 Aufſägzen und bei deren Aufnahme leiten werden, 
gehen 1 . bereits angedeutet und unſere Bestrebungen 
geſetzgeberiſc roßen und Ganzen hierbei Hand in Hand mit den 
eriſchen Tendenzen der Neuzeit, insbeſondere denen, die 


bereits = 
find, 6 97 Proceß⸗Entwurfe aufgeſtellt und verwirklicht worden 
0 dus de uns vor Allem, aus der Geſetzgebung der Gegenwart, 


zu verbannen. Richterſtande das Mißtrauen gegen die Advocatur 
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Handlung und Poſtanſtalk. 


Ei es 


Daß die frühere Geſetzgebung mit entwürdigendem Mißtrauen 
die anwaltſchaftliche Thätigkeit betrachtete, daß daſſelbe vom Ge⸗ 
ſetze oft genug auf den Richter übergegangen iſt, daß ein ſolches 
Ueberwachungsſyſtem auf die Wirkſamkeit, ja auf den Charakter 
des Anwaltes nicht ohne Einfluß bleiben konnte, ſind Thatſachen, 
die ſo oft ſchon erwähnt und bekämpft worden ſind, daß es hierzu 
nicht erſt unſerer Stimme bedarf. Nur auf zwei gar charakteriſtiſche 
Beiträge hierzn wiederholt aufmerkſam zu machen, können wir 
uns nicht erwehren. Zuvörderſt auf die auch von deutſchen, auf 
Oeffentlichkeit und Mündlichkeit baſirten Strafproceßord⸗ 
nungen aufgenommene Vorſchrift des franzöſiſchen Strafproceſſes, 
wonach der Präſident den Anwalt (und in den meiſten Fällen wird 
der Vertheidiger wohl aus dem Anwaltſtande genommen ſein), 
bevor er einer ebenſo wichtigen, als zuweilen unangenehmen Thätig⸗ 
keit ſeines Berufes nachkömmt, mit der banalen und demüthigenden 
Ermahnung empfängt, ſich mit Anſtand und Mäßigung auszu⸗ 
drücken. Dann will ich, um den hoffentlich glücklich überwundenen 
Standpunkt des früheren Richteramtes bei geſchloſſenen Thüren 
zu kennzeichnen, an eine Vorſchrift zur früheren bayeriſchen Proceß⸗ 
ordnung und eine antiquirte Beſtimmung der Allg. Preuß. Gerichts⸗ 
ordnung hinweiſen, wonach ein allzu intimer Umgang zwiſchen 
Richter und Advokaten (Juſtiz⸗Commiſſaren) vermieden werden foll. 
Aber Nachklänge dieſer früheren Stimmen, — wir möchten jie 
unwillkürliche Reminiscenzen nennen, — laſſen ſich auch 
jetzt noch wahrnehmen. Möglich, daß wir uns hierin täuſchen; 
allein alle die Beſorgniſſe, welche wegen der Chikanen, die man 
bei minderer Formgebundenheit des Verfahrens hegt, haben denn 
doch noch den Hintergedanken, der Anwalt wolle chikanieren oder 
gebe ſich bereitwillig zu den desfallſigen Projecten ſeiner Partei 
her. Man traut ihm mindeſtens nicht die gehörige Kraft zu, ſol⸗ 
chem Vorgehen ſeiner Clientel ſich mit gehöriger Energie entgegen⸗ 
zustellen. Auch aus der Beſtimmung des Civ.⸗Proz.⸗Entwurfes für 
das deutſche Reich über das Fragerecht an die Zeugen kaun die 
Beſorgniß herausgeleſen werden, eine uneingeſchränkte Befugniß des 
Anwaltes würde häufig zu einer mißbräuchlichen Anwendung führen. 

Noch aber iſt gerade der Theil der Reichsgeſetzgebung, wel⸗ 
cher die Anwaltſchaft am allernächſten berührt, nicht bekannt: die 
Anwaltsordnung. Und gerade in dieſer muß es ſich zeigen, 
ob dem Anwalte eine neue, würdigere Stellung eingeräumt, und 
die Disciplinargewalt über ihn Mitgliedern des eigenen Stan⸗ 
des übertragen werden will. Für alle dieſe Beziehungen alſo iſt 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift ein weites fruchtbares Feld eröffnet. 
Bei Geſetzgebungsfragen dieſer Art ſoll es ihr Zweck ſein, darauf 
aufmerkſam zu machen und darzulegen, daß eine weit beſſere Ge⸗ 
währ für eine loyale Rechtsvertretung in dem Charakter des An⸗ 
waltes und in ſeiner Unabhängigkeit liegt, als einerſeits in einer 
für den Anwalt⸗ wie für den Richterſtand verderblichen, rückſichts⸗ 
loſen Unterwerfung des Advokaten unter die richterliche Gewalt, 
andererſeits in caſuiſtiſch abgefaßten Geſetzesparagraphen, die nie 
ſcharfſinnig und weitſichtig genug ſein können, um allen Miß⸗ 
bräuchen vorzubeugen, wohl aber geeignet ſind, eine ſchwerfällige 
Caſuiſtik von Palliativ⸗Maßregeln in das Geſetz zu bringen, liegen 
würde. 

Jetzt ſchon wollen wir einen Gedanken ausſprechen, der nach 
unſerm Ermeſſen, wenn verwirklicht, für die Hebung des Auwalts⸗ 
ſtandes und eine tüchtige Beſetzung der Richterbank von gleich gro⸗ 
Gem Nutzen wäre. Wir denken dabei an die in England und Frank⸗ 
reich ſo häufig vorkommende Herübernahme von Richteramtsperſonen 
aus der Reihe älterer verdienter Advokaten. Dadurch, daß man bei 
uns nur in Ausnahmefällen einen Anwalt zum Richteramte zuließ, 
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hat man die Kluft zwiſchen beiden weſentlich erweitert, während 
umgekehrt die Erfahrung des Anwaltes für den Richterdienſt hätte 
verwerthet werden können, die Hoffnung darauf auf die Thätig⸗ 
keit ſo manchen Anwaltes günſtig gewirkt hätte. Die Reichsgewalt 
hat bereits durch die Heranziehung tüchtiger Anwälte bei Be⸗ 
ſetzung der elſäſſiſch⸗lothringiſchen Richterſtellen gezeigt, daß fie 
die bisherige Ausſchließung der Advokatur vom Richterdienſte wenig⸗ 
ſtens nicht durchweg aufrecht erhalten will. 

Eine andere Seite der anwaltſchaftlichen Stellung, die kaum 
minder geeignet iſt, als die oben dargelegte, ſeine Aufgabe zu ver⸗ 
kümmern, iſt die Lage, in der er ſich noch zuweilen dem Volke, 
ja ſeiner eigenen Clientel gegenüber befindet, und für welche Ab⸗ 
hülfe in hohem Grade geboten if, Wir haben hier jene ziemlich 
große Zahl von Perſönlichleiten im Auge, welche immer noch zur 
alten Ungunſt der öffentlichen Meinung der Anwaltſchaft gegen⸗ 
über beitragen, eine Ungunſt, der wir guch in gar manchem ſonſt 
mit verdientem Beifalle aufgenommenem Werke begegnen, einer Un⸗ 
gunſt, die uns in unſerem eigenen Berathungszimmer manchmal auf⸗ 
ſtößt, indem einzelne Clienten es für unnöthig erachten, ihre Ränke 
dem Rechtsfreunde gegenüber, vor dem fie ſich ja „nicht zu geniren 
brauchen“, dem ſie eine bezahlte Duldung hierfür zutrauen, zu ver⸗ 
ſchleiern. 

Das beſte Mittel zur Hebung des Anwaltsſtandes in dieſer 
Beziehung erblickt die Wochenſchrift in der Oeffentlichkeit und 
Mündlichkeit des Verfahrens und hält auch von dieſem Geſichts⸗ 
punkte aus eine eifrige Vertretung derſelben für geboten. 

Verfolgen wir nämlich die Geſchichte der verſchiedenen Prozeß⸗ 
ſyſteme, ſo wird ſich uns die Wahrnehmung aufdrängen, je weiter 
das geſchriebene Recht ſich von dem natürlichen entfernte, je mehr 
die Rechtſprechung ſich der Oeffentlichkeit entzog, um ſo mehr zwei⸗ 
felte das Volk an der Gerechtigkeit der Urtheile, um ſo mehr richtete 
ſich der Spott und der Haß der Menge insbeſondere gegen die 
Parteivertreter. Von der Ueberzeugungstreue eines Anwaltes für 
die Gerechtigkeit einer Sache, von der Wärme, mit der er für die⸗ 
ſelbe eintritt, konnte ſich die Maſſe ja nicht überzeugen, dazu hatte 
fie keine Gelegenheit; dagegen erſchien ihr die nothwendige Caſuiſtik 
des Rechtes und der Anwalt, der ſie handhabte, um ſo unverſtänd⸗ 
licher, um ſo gefährlicher. 

Wenn wir alſo für dieſe Hauptgrundſätze unſeres Proceß⸗Ent⸗ 
wurfes kämpfen, vertreten wir zugleich im beſten Sinne des Wortes 
die Intereſſen unſeres Standes; wir werden aber auch außerdem 
uns bemühen, die Anſichten über dieſelben zu klären, jedoch ohne 
daß wir hierbei eine Parteiſtellung einnehmen, für Mißbräuche 
und Unzukömmlichkeiten eine Beſchönigung ſuchen wollen. 

Dies führt uns auf ein weiteres Gebiet der Beziehungen des 
Anwaltes zum Publikum: zur heikeln Deſervitenfrage. Auch in dieſer 
Hinſicht kennen wir die Anſichten der Reichsgeſetzgebung noch nicht, 
ſo daß wir es für müßig erachten, über die verſchiedenen Grund⸗ 
ſätze, die man bezüglich der Honorirung der Anwälte aufgeſtellt hat, 
jetzt ſchon mit einer beſtimmten Meinungsäußerung herauszutreten. 
Doch aber müſſen wir vorläufig bemerken, daß wir an keinen Theil 
unſerer Aufgabe mit minderer Luſt gehen, als an dieſen, ja daß 
es uns anwidert, hier gewiſſermaßen „pro domo“ reden zu müſſen. 
Das ſoll uns aber nicht abhalten, einer Pflicht nachzukommen, deren 
Erfüllung in Wirklichkeit für einen großen Theil der Familienange⸗ 
hörigen unſeres Standes nothwendig erſcheint, die aber auch im 
wohlverſtandenen Jutereſſe der Rechtspflege und 
des Staates liegt. Die Maſſe bemißt das auwaltſchaftliche 
Einkommen nach dem glänzenden Erfolge einiger Wenigen, wäh⸗ 
rend die nur wünſchenswerthe Vereinfachung des Rechtsganges und 
die wohl in Ausſicht ſtehende Freigabe der Advokatur, wie bei 
allen Berufsgattungen, die auf Vertrauen beruhen, die jetzt ſchon 
ungleich vertheilte und deshalb unſichere Einnahme des Anwaltes 
noch bedeutend verringern wird. Das ſind Momente, die eine Er⸗ 
wägung um fo mehr verdienen, als die rapide Preis-Steigerung 
aller Lebensbedürfniſſe dieſe Nachtheile noch bedeutend erhöht. 

Haben wir hiermit unſer „Programm“ bezüglich der den 
Anwaltsſtand zunächſt berührenden Fragen aufgeſtellt, jo ſoll daſ⸗ 
ſelbe nun noch weiter dem Civ.⸗Proz.⸗Entwurf des deutſchen Reichs 
gegenüber beſprochen werden. 

Es bedarf wohl kaum einer Darlegung, daß eine Würdigung 
des Entwurfs nach den verſchiedeuſten Richtungen hin ein in der 
That „ſchätzbares Material“ bei der Debatte der geſetzgebenden 
Factoren abgiebt. Der jüngſte Anwaltstag hat gezeigt, welch eine 
Fülle von Geſichtspunkten bei jeder Materie des Entwurfes ſich 
aufdrängt, ſo daß es kaum ermöglicht erſcheint, das Geſetzgebungs⸗ 
werk auf den einzelnen Anwaltstagen genügend zu beſprechen. 
Konnten doch trotz einer angeſtrengten zweitätigen Debatte, von 


denen jede ihre 6 Stunden in Anſpruch nahm, nur die zwei Haupt⸗ 
kapitel: Mündlichkeit und Rechtsmittel einigermaßen beſprochen 
werden und beiſpielsweiſe die nicht minder bedeutende Frage der 
Zwangsvollſtreckung mußte der Würdigung eines ſpäteren Anwalts⸗ 
tages vorbehalten werden. Und dabei erſchöpfen die von unſerem 
Vorſtande aufgeſtellten Fragen, über welche Gutachten erholt wur⸗ 
den, nicht einmal annähernd die Geſammtheit der Vorſchriften des 
Entwurfs. Es war bei der beſchränkten Zeit, die den Anwälten 
ihr Beruf zur Verhandlung geſtattete, unbedingt nöthig, nur die 
Hauptpunkte zum Gegenſtand der Debatte zu machen. 

Zweck der Wochenſchrift fol es nun fein, einen Sprechſaal 
bezüglich der verſchiedenen Meinungen über den Entwurf zu er⸗ 
öffnen, einen Austauſch der divergirenden Anſichten herbeizuführen. 
Die Mitglieder der Redaction haben nun zwar über einzelne 
Grundſätze des Entwurfs, inſoweit ſie beim zweiten Anwaltstage 
zur Beſprechung gelangten, einen beſtimmten Standpunkt einge⸗ 
nommen und halten es nur für Pflicht, dieſe ihre Anſicht 
auch in der Wochenſchrift mit aller Entſchiedenheit 
zu vertreten. Allein ſie mißkennen nicht, daß die Wochenſchrift 
in dieſer Beziehung den Anwaltstag gewiſſermaßen ergänzen und 
fortſetzen, jede Meinung zu Worte kommen laſſen ſoll, daß 
die Wochenſchrift dies um ſo weniger unterlaſſen darf, als ſie ein 
„Organ des Anwalt⸗Vereines“ die Majorität des Auwaltstages 
nicht ignoriren darf, und als endlich auch dies nicht als Princip⸗ 
loſigkeit angeſehen werden kann, weil über die Grund ſätze 
ſelbſt keine Verſchiedenheit der Anſichten herrſchte 
und dieſe nur darin auseinandergingen, bis zu welcher Linie prak⸗ 
tiſch nützlich die Hauptprincipien des Entwurfs eingehalten wer⸗ 
den können. — 

Aber eine zuvörderſt dem Anwaltsſtande gewidmete Zeitſchrift 
darf, ſcheint uns, die Rückſichtsnahme auf die Praxis nicht außer 
Acht laſſen, ſie darf es um ſo weniger, als gerade die Reichsgeſetz⸗ 
gebung ein neues dankbares Feld hierfür geſchaffen, die Anfänge 
einer Deutſchen Praxis gegeben hat. Was in dieſer Hinſicht 
von uns gegeben, was ausgeſchloſſen werden will, ergiebt ſich aus 
dem Angeführten. Wir werden alſo keine Erörterungen aufnehmen, 
die lediglich auf dem Gebiete der Theorie ſich bewegen, nicht 
unmittelbar ein Reſultat für die Rechtsanwendung liefern, weil 
wir das praktiſche Bedürfniß der Anwaltſchaft vor Augen haben; 
wir werden ferner nur die Deutſchen Reichsgeſetze berückſichtigen, 
weil bezüglich der Specialgeſetzgebung der einzelnen Länder eine 
Reihe von Zeitſchriften bereits den literariſchen Bedürfniſſen Rech⸗ 
nung trägt. Insbeſondere werden wir bemüht ſein, in fortlaufenden 
Ueberſichten die Rechtſprechung des Reichsrechtes zur Kenntniß 
unſerer Leſer zu bringen und ihnen jedes nur irgend wichtigere 
Präjudiz aus dem Handels⸗ und Strafrechte ꝛc. mitzutheilen. Dieſe 
Mittheilungen, damit ſie raſch erſolgen können und die übrigen 
Zwecke der Zeitſchrift nicht ſchmälern, ſollen ganz kurz gehalten 
und ſoll dadurch nur erreicht werden, daß der Praktiker erfahre, 
daß ein ſolches Präjudiz exiſtire und wo er das Nähere hierüber 
finden könne. Demſelben praktiſchen Bedürfniß der Leſer ſoll auch 
der literariſche Anzeiger unſerer Zeitſchrift dienen, in welchem jede 
nach irgend einer Richtung für einen juriſtiſchen Leſerkreis inter⸗ 
eſſante literariſche Erſcheinung in der Regel in ganz kurzen Be⸗ 
ſprechungen hervorgehoben werden wird. Endlich ſollen Geſetzent⸗ 
würfe, auch allerlei die anwaltſchaſtliche Geſchäftsthätigkeit betref⸗ 
fende Notizen, namentlich ſtatiſtiſcher Art und Perſonalnachrichten, 
von Zeit zu Zeit gebracht werden. 

Damit aber die Zeitſchrift die Zwecke vollſtändig erfüllen kann, 
meshalb ſie ins Leben gerufen iſt, bedarf ſie der regſten literariſchen 
Theilnahme von Seiten unſerer Collegen. Es iſt kaum zu bezwei⸗ 
feln, daß wenn die Mitglieder des Vereins auch in dieſer Beziehung 
demſelben ihre Theilnahme leihen, die Zeilſchrift in der juriſtiſchen 
Welt Geltung und Anſehen erlangen und bei den wichtigen Geſetzes⸗ 
fragen, die gerade jetzt zur Sprache kommen, mit Achtung gehört 
werden wird. Aber nur dann hoſſen wir dieſes Ziel zu erreichen, 
wenn wir nicht auf die eigenen Kräfte angewieſen ſind, ſondern 
die Wiſſensfülle des Deutſchen Anwaltsſtandes, der reiche Schatz 
ſeiner Erfahrungen uns ſeine Mitwirkung leiht. 

Aber unſere Wünſche und Beſtrebungen gehen noch weiter. 
Wenn wir die Aufgaben der Advocatur richtig erfaßt haben, fo 
gehen ihre Intereſſen mit denen des Juriſtenſtandes überhaupt Hand 
in Hand und ſteht ihre Förderung im innigſten Zuſammenhange mit 
der Pflege der Rechtswiſſenſchaft im Allgemeinen. Darum hoffen 
wir Freunde unſerer Wochenſchrift, Leſer und Mitarbeiter, auch außer⸗ 
halb des engeren Kreiſes unſerer Berufs⸗Genoſſen unter den Deut⸗ 
ſchen Juriſten zu finden, und werden iusbeſondere bemüht fein, den 
der Praxis gewidmeten Theil der Zeitſchrift für jeden Rechts⸗ 
kundigen wichtig und belangvoll zu machen. S. H. 
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